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Denker und Lenker: Umwelt(politik)-Think Tanks
Think Tank – ein amerikanischer Begriff. Nur eine amerikanische Organisations-form? In diesem Beitrag geht es um eine Betrachtung der Entstehungsgeschichte solcher Einrichtungen und um ihre tatsächliche oder vermutete Bedeutung.

In der Forschung über die Geschichte der deutschen und europäischen Umweltpolitik spielen Think Tanks bislang keine besondere Rolle. Im Vordergrund der Erzählungen stehen die staatlichen Institutionen, die nach der Umweltschutzkonferenz der Vereinten Nationen in Stockholm 1972 gegründet worden sind. Internationalen Organisationen wird dabei besondere Aufmerksamkeit zuteil, weil im Rahmen der UN und der OECD auf die zunehmenden Umweltprobleme, aber auch auf die Anfänge der Wachstumskritik durch den 1968 gegründeten Club of Rome reagiert wurde. Gerät die Zivilgesellschaft in den Blick, so finden Nichtregierungsorganisationen Erwähnung, später dann die Partei ‚Die Grünen’. Wird aber speziell nach Umweltforscher/inne/n und politiknahen Forschungsinstituten bzw. Think Tanks als Akteure oder gar Treiber der umweltpolitischen Entwicklung gefragt, so wird man bisher in Darstellungen zur Entwicklung der Umweltpolitik der Europäischen Gemeinschaften wie der Bundesrepublik Deutschland nicht recht fündig (vgl. z. B. Meyer 2011; Böcher & Töller 2011). 

Das ist verwunderlich. Immerhin weist der Organisator der UN-Umweltkonferenzen in Stockholm 1972 und Rio de Janeiro 1992, Maurice Strong, in seiner Autobiographie auf Think Tanks als eine von sechs relevanten Kategorien umweltpolitischer Akteure hin – neben globalen, nationalen und lokalen Umweltorganisationen/NGOs sowie Wirtschafts- und anderen Verbänden (Strong 2000, S. 252–259). Strong bezeichnet Think Tanks allerdings als vorwiegend U.S.-amerikanische Organisationsform und geht damit einem weit verbreiteten Fehlschluss auf den Leim: die bekannten politiknahen Forschungs- und Beratungseinrichtungen wie die Brookings Institution oder das American Enterprise Institute wurden auch in den USA erst seit Anfang der 1970er Jahre als Think Tanks bezeichnet (Smith 1991). Vorher hatten die USA auch „nur“ Forschungsinstitute, wenngleich eine größere Zahl privat finanzierter Einrichtungen als etwa Deutschland. Strong führt in seiner Erzählung über die Umwelt-Think Tanks zudem selbst eine Reihe von britischen und deutschen Think Tanks an. Politiknahe (oder anwendungsorientierte) Forschung und Beratung an sich sind schlussendlich keine exklusiv U.S-amerikanische Erfindung. 
Sowohl in den USA als auch in Europa rückte aber die Kritik an der Rand Corporation und der Rolle von Forschung im Vietnam-Krieg sowie die Gründung von offensichtlich ideologisch ausgerichteten Instituten wie Heritage Foundation oder Cato Institute zu Anfang der 1970er Jahre in den Blick – und damit das mitunter höchst problematische Verhältnis von Wissenschaft und Politik, das durch bestimmte Arten von Forschung und Beratung akzentuiert wird. Im positiven wie im negativen Sinn wird seither von Think Tanks gesprochen.

Strong ist indessen zuzustimmen, wenn er das 1952 in Washington, DC gegründete Institut Resources for the Future (RFF) als Umwelt-Think Tank der ersten Stunde bezeichnet. Das RFF bietet zugleich gutes Anschauungsmaterial für eine von drei Wellen von Think Tanks bzw. drei unterschiedlichen Typen umweltpolitisch bedeutender Forschungs- und Beratungsinstitute. Werden diese im folgenden als „Generationen“ gefasst, so ist dies nicht diachronisch gemeint, weil sich die Jahrgänge im Hinblick auf Gründungsdaten zeitlich überlappen und auch Übergänge von einer Klasse zur anderen beobachtet werden können. Für das Verständnis der Organisationen als relevant erachtet werden jeweils Einfluss- und Trägerschaftslogiken, also die systemischen Anforderungen an politiknahe Forschungs- und Beratungsinstitute „von oben“ oder „von der Seite“ – vorwiegend von staatlicher Seite, aber auch von privaten Akteuren in Wirtschaft und Gesellschaft – und die sie tragenden Kräfte „von unten“.

1. Generation: Naturschutz und Ressourcenökonomie 
Nach dem zweiten Weltkrieg und maßgeblich beeinflusst durch die anstehende Entkolonialisierung im Zeitalter des kalten Krieges, beauftragte U.S. Präsident Truman den CEO von Columbia Broadcasting Studios, William Paley, mit der Leitung einer Kommission zur Untersuchung der Problematik begrenzter Rohstoffe. Paley schlug die Einrichtung eines politiknahen Forschungsinstitutes vor, welches in Form der gemeinnützigen Organisation Resources for the Future (RFF) auch realisiert wurde. Die dort seit 1952 beschäftigten Ökonomen begannen mit dem Versuch, Umweltbelastungen ökonomisch (in Preisen) zu messen. Damit sollte die Suche nach möglichst effizienten Wegen zur Reduzierung der Umweltschäden befördert werden; es wurde aber auch der Weg gebahnt, die Kosten von Umweltschäden mit den Kosten ihrer Beseitigung/Vermeidung zu vergleichen. RFF eröffnete also aus ökologischer Perspektive durchaus widersprüchlich zu erachtende Ansätze der Umweltökonomie und des Umweltmanagements. Zu den wichtigen Arbeiten gehörten neben Allen Kneeses Pionieruntersuchungen zu ökonomischen Instrumenten (wie Steuern und Abgaben) als Alternative zu direkten staatlichen Eingriffen (wie Verordnungen und Standards) auch John Krutillas Berechnungen des Wertes unzerstörter Natur oder Hans Landsbergs Analyse, die auf die Folgen ökonomischen Wachstums auf die natürlichen Ressourcen des Planeten aufmerksam machte. Landsberg lieferte damit eine Vorschau auf die alles verändernde Studie „Grenzen des Wachstums“ (Meadows et al. 1972). Im Kontext des RFF, das vorwiegend durch Aufträge der U.S.-amerikanischen Umweltbehörde (EPA) und großer Stiftungen finanziert wird, wurde 1979 die internationale Vereinigung der Umwelt- und Ressourcenökonomen mit 800 Mitgliedern in 30 Ländern gegründet (weitere Angaben auf: www.rff.org). 

Erheblich wachsender staatlicher Bedarf an Umwelt(politik-)for-schung manifestierte sich in den 1970er Jahren, wobei die Nachfrage im Rahmen der neu eingerichteten Umweltbehörden und das von interessierten Kräften entwickelte Angebot von Think Tanks auch deshalb eine dynamische Entwicklung begründeten, weil die akademische Forschung an den Universitäten sich den neuen umweltpolitischen Problemlagen nur sehr zögerlich näherte.

Im Nachgang der Stockholm-Konferenz 1972 gründete z. B. die mit Maurice Strong vertraute britische Ökonomin Barbara Ward das International Institute for Environment and Development (IIED) in London mit Zweigstellen in verschiedenen Ländern. Ward war von Strong beauftragt worden, ein Buch für die Stockholm-Konferenz zu schreiben. Gemeinsam mit René Dubos verfasste sie Only One Earth: The Care and Maintenance of a Small Planet. Nachdem sie mit ihrem Buch Spaceship Earth (1966) bereits einen für die globale Umweltpolitik imaginativen Begriff geprägt hatte, steuerte sie und Dubos maßgebliche Arbeiten zum später erst zentral gewordenen sustainable development-Konzept bei. Trotz dieser Leistungen geriet das Anliegen der Begründung einer  globalen Umwelt- und Entwicklungspolitik ins Hintertreffen; zu groß waren die gefühlten Differenzen zwischen Entwicklung und Umweltschutz. Die IIED-Niederlassungen in Dakar und Buenos Aires wurden in die Selbständigkeit entlassen, das Washingtoner Büro mit dem World Resources Institut (WRI) verschmolzen, das den World Resources Report herausgibt.

Im Hinblick auf den Ansatz der transnationalen Vernetzung vergleichbar mit dem IIED wurde 1976 in Bonn das Institut für europäische Umweltpolitik (IEUP) von Konrad von Moltke gegründet. Analog zur Verbindung von Umwelt und Entwicklung erkannte von Moltke den engen Zusammenhang von (europäischer und atlantischer) politischer Integration und Umwelt. Er befürchtete nationalistische Regression, falls der längst grenzüberschreitende Bedarf an Umweltpolitik nicht zur Schaffung adäquater institutioneller Grundlagen und Handlungskapazitäten führen würde. In diesem Kontext hatte von Moltke bereits verschiedene Think Tanks mit-gegründet. Vorwiegend mit Mitteln der niederländischen Lottogesellschaft war er schließlich maßgeblich am Aufbau eines Netzes von europäischen Umwelt-Think Tanks beteiligt. Mit Büros in Paris (1978), London (1980) und Arnhem (1981) wurde im Rahmen des IEUP von Anfang an auf eine Vernetzung der umweltpolitischen Forschungs- und Beratungsarbeit gesetzt, die nach dessen Ende von nachfolgenden Instituten und Netzwerken weiter betrieben  worden ist. Das Wuppertal-Institut entwickelte sich unter dem letzten IEUP Direktor Ernst Ulrich von Weizäcker zu einem führenden Umweltforschungsinstitut in Europa und der ehemalig IEUP Mitarbeiter Andreas Krämer gründete das Berliner Ecologic Institut mit weiteren Büros in Wien, Brüssel und Washington, DC. Die ursprüngliche Vernetzungsarbeit von Moltkes wurde von Ecologic mit dem Londoner Office aus IEUP Tagen, dem Institute for European Environmental Policy (IEEP), fortgesetzt. IEEP selbst wiederum war anfangs als joint venture zusammen mit dem von Barbara Ward geführten Institute for Environment and Development organisiert worden. 
Umwelt und Entwicklung waren ebenso wie (europäische und transatlantische) Integration und Umwelt die verschiedenen Seiten des gemeinsamen Projektes sozial-liberaler Modernisierung. Dazu gehörten weitreichende Umverteilungsforderungen und aktive staatliche Steuerung sowie adäquate Institutionen, aber auch eine aktive Zivilgesellschaft als tragende Schicht des gesellschaftlichen Auf- und Umbruchs. Letztere hatte sich zuletzt in für bundesdeutsche Verhältnisse ungewöhnlich radikalen Formen formiert, was mancherorts zu bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen führte. Ein solcher Konflikt, der Kampf gegen das geplante AKW in Whyl an der deutsch-französischen Grenze (Rucht 1980), bildete den Hintergrund für die den zweiten, radikaleren Typ des Umwelt-Think Tanks.
2. Generation. Wissenschaftliche Beratung sozialer Bewegungen

Im Laufe der 1970er Jahre wurden erstmals die weitreichenden Planungen zum Bau von Atomkraftwerken und anderen ökologisch problematischen Großanlagen (Raffinerien, Chlorchemie etc.)  in breiteren Kreisen der Bevölkerung kritisch hinterfragt. Die Vergiftung der natürlichen Umwelt, konkret die Wirkungen von DDT auf Vögel, war der Auslöser für Rachel Carson’s Buch „Silent Spring“ (in Deutsch: Der stumme Frühling), welches auch von Maurice Strong als besonders wichtige Schrift erwähnt wird. Je nach umweltpolitischer Perspektive zählt dieser Text zu den zehn besten, oder aber zu den zehn gefährlichsten Büchern des 20. Jahrhunderts. 
Im Kontext der Stockholm-Konferenz und der folgenden Etablierung staatlicher Umweltpolitik verstärkte sich auch in Deutschland das Engagement der Zivilgesellschaft. Viele Bürgerinitiativen entstanden und die christlichen Kirchen richteten Stellen für Umweltbeauftragte ein. In der akademischen Forschung zu kritischen Fragen der Atompolitik wurde nur vereinzelt Kritik laut, die aber auf umso größere Hindernisse stieß. Nachdem zu Anfang der 1970er Jahre die Auseinandersetzung um den Bau eines Atomkraftwerks in Wyhl und eines Bleichemiewerks auf der französischen Rheinseite (1974) zum Ausgangspunkt einer großen regionalen Protestbewegung mit grenzüberschreitendem Charakter wurde, wuchs auch der lokale Bedarf an sachdienlicher Expertise an. Die Auseinandersetzungen wurden immer häufiger vor Gericht geführt, weshalb hieb- und stichfeste Analysen ins Zentrum der Auseinandersetzung rückten. 
Die Erklärung des 1977 gegründeten Öko-Instituts erläutert die eklatanten Folgen der fortschreitenden Umweltzerstörung und das Staatsversagen, betont aber zugleich die positive Rolle der Rechtsprechung. Mit dem Institut wird eine unabhängige und kritische Forschung als maßgebliches Instrument der Selbstverantwortung der Bürger bestimmt (Roose 2002). Zu den tragenden Kräften gehörten engagierte Personen der christlichen Kirchen, die wertkonservativen Kreise der SPD um Erhard Eppler sowie die vorwiegend bürgerlichen Teile der Anti-Akw-Protestbewegung in Baden (Interview mit Michael Seiler
). Als Verein gegründet, verdankt das Öko-Institut seine rasch wachsende Popularität in der jungen Umweltbewegung dem Engagement der Mitarbeiter/innen und den Ergebnissen einer erstmals ernsthaft kritischen Umweltforschung, die sich von den Zwängen der akademischen Institutionen befreite. Dazu trugen einige Mitarbeiter von Universitäten bei, deren Arbeiten dort unter Verschluss gehalten worden waren. Allerdings rebellierte die neue Generation von Umweltforschungsaktivist/inn/en bald gegen die akademischen Gründer, um auch einer veränderten Arbeitspraxis Raum zu geben. (Michael Seiler spricht in diesem Zusammenhang von einer zweiten Gründung des Instituts). 

Neben der atomkritischen Arbeit im Bereich Energie und Klimaschutz etablierte das Öko-Institut eine ganze Reihe von wichtigen Forschungssträngen, darunter Chemikalien, Gentechnik, Stoffströme, Umweltrecht und Verkehr. In mittlerweile drei Standorten (Freiburg, Darmstadt, Berlin) wuchs es zu einer zentralen Forschungseinrichtung, die aus der deutschen Forschungs- und Beratungslandschaft nicht wegzudenken ist. Dabei unterlag das Öko-Institut selbst einem schleichenden, aber zunehmend offensichtlichem Wandel. Wenngleich nach wie vor eine eigenartige Mitglieder- und Mitarbeiterkultur das Institut von anderen unterscheidet, forderten die überwiegende Finanzierung der Forschung durch Drittmittel und die Erosion der sozialen Bewegungskultur ihren Tribut. Mittlerweile versteht sich das Öko-Institut eher als Partner der Wirtschaft und der staatlichen Behörden denn als oppositionelle Kraft unabhängiger Kritik (vgl. Scheytt 2007; allgemein zur Lockerung der Fronten zwischen Umweltbewegung und Wirtschaft vgl. Weidner 1996). Gleichwohl rief der Erfolg der neuen sozialen Bewegungen generell und der Umweltbewegung im Besonderen eine dritte Generation von Umweltpolitik-Think Tanks auf den Plan, die sich als Gegengewicht zu den Think Tanks der ersten und zweiten Generation verstehen.

3. Generation: Formierung neoliberaler Umweltpolitik
Weil ein umweltökonomisches Forschungsinstitut an der Universität Montana, das 1978 von John Baden gegründete Center for Political Economy and Natural Resources, bereits 1982 wieder geschlossen wurde, gründete Baden das Political Economy Research Center (PERC) in Bozeman, Montana, einen dezidiert neolibaralen Think Tank. Später umbenannt in Property and Environment Research Center, offenbarte Baden mit diesem und der 1985 ebenfalls von ihm gegründeten Foundation for Research on Economics and the Environment (FREE) die programmatische Ausrichtung seiner Institute im Namen. Baden gilt als Begründer einer anreizbasierten Umweltpolitik, die sich als „free market environmentalism“ in strikter Opposition zur traditionellen  Umweltpolitik sieht. Selbst im Hinblick auf die bereits als umweltökonomische Disziplin etablierte Ressourcenökonomik wahren Baden und Mitstreiter Distanz. Gesprochen wird explizit von einer neuen Resourcenökonomik, um auch hier nicht mit den traditionellen Akteuren etwa des RFF verwechselt oder gleichgesetzt zu werden. Umweltökonomische Forschung stellte ihre Instrumente im Hinblick auf die verfolgten Ziele oft in Frage, während free market environmentalism von der Überlegenheit marktwirtschaftlicher Lösungen grundsätzlich überzeugt ist (Anderson 1982; Eckersly 1993; Randall 1985).

John Baden ist Mitglied der Mont Pèlerin Gesellschaft, eine 1947 von Hayek, Röpke und anderen neoliberalen Intellektuellen gegründeten Vereinigung, deren umweltpolitisches Denken stark von den marktradikalen Ideen Badens und den fundamentalistisch staatsskeptischen Erwägungen der Virginia School beeinflusst wurde. Das regionale Treffen der Mont Pèlerin Gesellschaft 1991 in Big Sky, Montana, wurde von FREE ausgerichtet. PERC und FREE sind nicht auf staatliche Fördergelder angewiesen und beschreiben sich deshalb als unabhängig. Finanziert werden sie von einem großen Kreis der Top-Konzerne in den USA, darunter auffällig viele aus der Energiewirtschaft. Es wäre aber gleichwohl verkürzt, die Ideenwelt von Baden und Mitstreitern vollständig auf ihren instrumentellen Nutzen für bestimmte Konzerninteressen zu reduzieren. Die Entwicklung dieser sog. neuen Resourcenökonomik geht auf die Auseinandersetzung um die Debatte zur „Tragödie der Allmende“ (tragedy of the commons) zurück, die von Garrett Hardin 1968 angestoßen worden war. Baden gab mit Hardin gemeinsam 1977 einen Sammelband mit dem Titel „Managing the Commons“ heraus, der neben seinen eigenen Arbeiten zur privaten Verantwortung für natürliche Ressourcen auch Beiträge von Gordon Tullock zu den Kosten der Umweltpolitik enthielt. 
Diese Ursprünge verweisen auf gewisse Schwächen der Umweltökonomie, deren mangelnde staats- und politiktheoretische Konzeption Angriffsflächen bot. Längst sind unterdessen sowohl die Grenzen der traditionellen Wohlfahrtsökonomie („Marktversagen“) als auch der Public Choice Theorie („Staatsversagen“) offensichtlich, weshalb die Doktrinen der „free market environmentalists“ heute eher anachronistisch anmuten. Allerdings werden sie von einer großen Zahl von Think Tanks etwa im europäischen Stockholm Netzwerk oder dem weltweiten Atlas-Foundation-Netzwerk vertreten und liefern Argumentationsstränge für viele der sog. Klimawandelskeptiker, die vor diesem Hintergrund als Klimawandelpolitikskeptiker besser zu verstehen sind.

Sowohl die Frühgeschichte der Umweltpolitik in ihren nationalen und internationalen Bezügen als auch die aktuellen Auseinandersetzungen um die globale Klimapolitik werden in mancher Hinsicht von Think Tanks geprägt. Politiknahe Forschungs- und Beratungsinstitute leisten sowohl konstruktive als auch destruktive Beiträge, um umweltpolitische Agenden zu befördern oder zu behindern. Think Tanks kommen an der Schnittstelle von Wissenschaft und Forschung, Medien und Politik eine zentrale Rolle zu, weil sie jeweilige Diskurskoalitionen und Interessenallianzen vermitteln und wichtige Argumentationszusammenhänge für die öffentlichen Debatten liefern. Ob diese „Storylines“ wissenschaftlich gestützt sind oder nicht, ist dabei politisch nicht immer von entscheidender Bedeutung. Das Entstehen eines neuen Genres von „Wissenschaftslobbyismus“ bedroht mittlerweile den unüberschätzbaren Beitrag kritischer Forschung zur Entwicklung der Umweltpolitik und verlangt nach größerer Aufmerksamkeit für die verschiedenen Typen umweltpolitisch relevanter Think Tanks in Vergangenheit und Gegenwart. 
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� In Berlin zum Beispiel wurde der TU-Ökonom Prof. Udo E. Simonis 1981 als Leiter des Internationalen Instituts für Umwelt und Gesellschaft (IIUG) und 1988 auf eine Forschungsprofessur Umweltpolitik am Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) berufen.


� Die Interviews mit Michael Seiler (Öko-Institut) und Andreas Krämer (Ecologic) wurden von Andrea Bührmann und mir geführt und anschließend transkribiert.
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